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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 224/73 zur Festlegung der Grundregeln für die Bestandteile zum Schutz 
der Verarbeitungsindustrie auf dem Getreide- und Reissektor und zur Festsetzung 
dieser Bestandteile für die neuen Mitgliedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den am 22. Januar 1972 unterzeicii- 
neten Vertrag über den Beitritt neuer Mitgliedstaa- 
ten zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
zur Europäischen Atomgemeinschaft ^), insbesondere 
Artikel 61 Absatz 2 und Artikel 62 der ihm beige- 
fügten Akte ^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 1 Absatz 3 erster Gedankenstrich der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 224/73 des Rates vom 31. Januar 
1973 zur Festlegung der Grundregeln für die Bestand- 
teile zum Schutz der Verarbeitungsindustrie auf dem 
Getreide- und Reissektor und zur Festsetzung dieser 
Bestandteile für die neuen Mitgliedstaaten besagt, 
daß für die Einfuhren aus dritten Ländern in die 
neuen Mitgliedstaaten diese die festen Teilbeträge 
unter Anpassung gemäß Artikel 59 Absatz 2 der 
Beitrittsakte bestimmen. Nunmehr ist zu regeln, wel- 
ches die festen Teilbeträge sind, die bei einer Ände- 
rung oder Aussetzung des gemeinschaftlichen festen 
Teilbetrags bei der Einfuhr aus dritten Ländern von 
den neuen Mitgliedstaaten zu erheben sind. Dabei 
ist die in Artikel 39 Absatz 2 der Beitrittsakte für den 
Fall einer Änderung oder Aussetzung der Sätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs getroffene Regelung ent- 
sprechend anzuwenden. 

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 224/73 nennt 
die Fälle, in denen kein fester Teilbetrag erhoben 


wird. Aufgrund des im Rahmen der Europäischen 
Freihandelszone abgeschlossenen zweiseitigen bri- 
tisch-dänischen Abkommens vom 8. April 1960 so- 
wie des dazugehörigen Protokolls vom 11. Mai 1963 
wurde im Handel zwischen dem Vereinigten König- 
reich und Dänemark vor deren Beitritt für Malz kein 
fester Teilbetrag erhoben. Gemäß Artikel 61 Ab- 
satz 2 der Akte wird der feste Teilbetrag für die 
neuen Mitgliedstaaten dadurch festgelegt, daß von 
der Belastung der Einfuhr aus dritten Ländern, die 
diese neuen Mitgliedstaaten am 1. Januar 1972 er- 
hoben, der Bestandteil oder die Bestandteile ge- 
trennt werden, die zum Schutz ihrer Verarbeitungs- 
industrie dienten. Da bei dem vorerwähnten Waren- 
verkehr am 1. Januar 1972 kein fester Teilbetrag er- 
hoben wurde, ist dem durch eine Ergänzung des Ar- 
tikels 3 der Verordnung (EWG) Nr. 224/73 Rechnung 
zu tragen. 

Dabei ist vorzuschreiben, daß die Erzeugnisse, für 
die kein fester Teilbetrag erhoben wird, aus den an 
den Abkommen beteiligten Staaten stammen müssen, 
um eventuelle Verkehrsverlagerungen zu verhin- 
dern. 

Am 1. Januar 1972 wandte Irland keinen festen 
Teilbetrag bei der Einfuhr von Erzeugnissen der Ta- 
rifstelle 17.02 B 1 an. Die Anwendung der Verordnung 
Nr. 189/68/EWG des Rates vom 24. November 1966 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

») Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 27 
vom 31. Januar 1973, S. 8 
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betreffend Glukose und Laktose^), durch die die Er- 
zeugnisse der Tarifstelle 17.02 B I der gleichen Rege- 
lung unterworfen werden, die für die Erzeugnisse 
der Tarifstelle 17.02 B II gilt, bedeutet für Irland 
ernste Versorgungsschwierigkeiten mit diesen Er- 
zeugnissen, weil von einer Regelung ohne festen 
Teilbetrag bei der Einfuhr unmittelbar zu einer Re- 
gelung mit einem hohen festen Teilbetrag übergegan- 
gen wird. Dies widerspricht der Beitrittsakte, wonach 
die neuen Mitgliedstaaten nur allmählich an das 
Niveau der Gemeinschaft herangeführt werden sol- 
len. Es ist also festzustellen, daß in diesem Punkt die 
Anwendung des Artikels 61 der Beitrittsakte dazu 
führt, daß während der Übergangszeit der Verord- 
nung Nr. 189/66/EWG nicht Rechnung getragen wird. 
Eine unterschiedliche Regelung in Bezug auf feste 
Teilbeträge je nachdem, ob es sich um Erzeugnisse 
der Tarifstelle 17.02 B I oder der Tarifstelle 17.02 B II 
handelt, führt bei der Einfuhr nach Irland nicht zu 
Schwierigkeiten technischer Art - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 1 Absatz 3 erster Gedankenstrich der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 224/73 wird durch folgenden Ab- 
satz ergänzt: 

„Im Falle einer Änderung oder Aussetzung des ge- 
meinschaftlichen festen Teilbetrags werden die 
neuen Mitgliedstaaten ihren bei der Einfuhr aus den 
dritten Ländern geltenden festen Ausgangsteilbetrag 
gleichzeitig in dem Verhältnis, das sich aus der An- 
wendung von Artikel 59 Absatz 2 der Akte ergibt, 
ändern oder aussetzen." 


Artikel 2 

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 224/73 erhält 
folgende Fassung: 


„Ein fester Teilbetrag wird nicht erhoben: 

a) auf die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Waren 
bei der Einfuhr in das Vereinigte Königreich aus 
Irland, 

b) auf Malz und die Waren der Tarifstelle 23.07 ex 
B des Gemeinsamen Zolltarifs - bezeichnet als 
„balancer meals, mineral mixtures and concen- 
trates" - bei der Einfuhr nach Irland mit Her- 
kunft aus und Ursprung in dem Vereinigten Kö- 
nigreich, 

c) im Handel zwischen dem Vereinigten Königreich 
und Dänemark auf Malz, geröstet oder nicht, der 
Tarifnummer 11.07 des Gemeinsamen Zolltarifs, 
das aus diesen Mitgliedstaaten stammt." 


Artikel 3 

Fußnote 1) im Anhang zur Verordnung (EWG) Nr. 
224/73 wird durch folgenden Satz ergänzt: 

„Jedoch wird bei der Einfuhr nach Irland der für die 
Erzeugnisse der Tarifstelle 17.02 B I geltende feste 
Teilbetrag auf 0 festgesetzt; für die folgenden Wirt- 
schaftsjahre wird für die Einfuhren aus dritten Län- 
dern dieser Teilbetrag gemäß Artikel 59 Absatz 2 
der Akte angepaßt." 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. Die Artikel 2 und 3 gelten jedoch ab 
1. Februar 1973. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 218 
vom 28. November 1966, S. 3713/66 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
3. April 1974 - 1/4 - 680 70 -E- Ge 45/1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. März 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


1. Artikel 61 Absatz 2 der Akte im Anhang zum 
Vertrag über den Beitritt neuer Mitgliedstaaten zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Euro- 
päischen Atomgemeinschaft bestimmt, daß der Be- 
standteil zum Schutz der Industrie für die neuen Mit- 
gliedstaaten in der Weise festgesetzt wird, daß von 
der Einfuhrbelastung, die sie am 1. Januar 1972 er- 
hoben, der Bestandteil oder die Bestandteile, die zum 
Schutz ihrer Verarbeitungsindustrie bestimmt wa- 
ren, getrennt werden. 

2. In Artikel 1 Absatz 3 erster Gedankenstrich der 
Verordnung (EWG) Nr. 224/73 wird erläutert, daß 
für die Einfuhren aus dritten Ländern in die neuen 
Mitgliedstaaten diese die festen Teilbeträge unter 
Anpassung gemäß Artikel 59 Absatz 2 der Beitritts- 
akte bestimmen. Es ist klarzustellen, welches die 
festen Teilbeträge sein sollen, die bei einer Ände- 
rung oder Aussetzung eines festen Teilbebetrags der 
Gemeinschaft von den neuen Mitgliedstaaten bei der 
Einfuhr aus dritten Ländern zu erheben sind. 

3. Auf Grund des zweiseitigen britisch-dänischen 
Abkommens im Rahmen der EFTA wurde vor dem 
Beitritt im Handel zwischen dem Vereinigten König- 
reich und Dänemark für Malz kein fester Teilbetrag 
erhoben. Deshalb ist in Artikel 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 334/73 auszusagen, daß für Malz im Han- 
del zwischen diesen beiden neuen Mitgliedstaaten 
kein fester Teilbetrag erhoben wird. 


4. Zur Verhinderung von Verkehrsverlagerungen 
wird in Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 224/73 
festgestellt, daß die Waren, für die kein fester Teil- 
betrag erhoben wird, aus den an diesen Abkommen 
beteiligten Mitgliedstaaten stammen müssen. 

5. Irland wandte vor dem Beitritt bei der Einfuhr 
von Erzeugnissen der Tarifstelle 17.02 B I keinen 
festen Teilbetrag an. Bei Anwendung der Beitritts- 
akte wird dieser Lage Rechnung getragen, indem 
während der Übergangszeit bei der Einfuhr dieser 
Erzeugnisse die Regelung der Verordnung Nr. 189/ 
66/EWG auf Irland nicht ausgedehnt wird, bei wel- 
cher diese Erzeugnisse der gleichen Regelung unter- 
worfen würden, wie sie für die Erzeugnisse der Tarif- 
stelle 17.02 B II vorgesehen ist. 

6. Vom finanziellen Gesichtspunkt aus werden mit 
diesem Vorschlag bestimmte im Rahmen von Arti- 
kel 61 der Beitrittsakte im Handel zwischen neuen 
Mitgliedstaaten erhobene feste Teilbeträge für eini- 
ge Getreidefolgeerzeugnisse aufgehoben. 

Auf Grund von Artikel 128 der Beitrittsakte gehören 
diese festen Teilbeträge zu den im Haushaltsplan 
der Gemeinschaften verbuchten Eigenmitteln. Folg- 
lich bewirkt dieser Vorschlag keine Nichterhebung 
dieser festen Teilbeträge, die auf Grund des festge- 
stellten Handels auf jährlich 5 bis 8000 RE veran- 
schlagt werden können. 


3 



